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Energiepolitik

Österreich be-
schloß Unab-
hängigkeit von 
Atomstrom-
importen
Kafkaeske Argumenta-
tion der österreichischen 
Finanzbehörden

Auf einem Atomstromgipfel 
hat die österreichische Regie-
rung am 16. April 2012 zu-
sammen mit Umweltschutzor-
ganisationen und der Ener-
giewirtschaft eine Kennzeich-
nungspflicht von Atomstrom 
und ein selbst auferlegtes 
Verbot für Atomstromimporte 
ab dem Jahr 2015 beschlos-
sen. Das heißt: Österreich will
ab 2015 völlig atomstromfrei 
sein. In Zukunft soll kein so-
genannter „Graustrom“, des-
sen Anteil zur Zeit noch 14,7 
Prozent ausmacht, mehr in 
Österreich verkauft werden. 
Darüber hinaus soll ein Güte-
siegel für den atomfreien 
Strom eingeführt werden. Ein 
direktes Verbot von Atom-
stromimporten ist allerdings 
auf Grund des Europarechts 
nicht möglich.
Österreich setzt sich damit im 
Gegensatz zu Deutschland
auch aktiv für den europäi-
schen Atomausstieg ein. Bun-
deskanzler Faymann forderte 
vor allem auch die Nachbar-
staaten auf, sich klar gegen 
Atomenergie zu positionieren 
und die Lobbyeinflüsse der 
Branche einzuschränken.
Würde sich die deutsche Bun-
desregierung dem anschlie-
ßen, könnte dies den europäi-
schen Nachbarn unter ande-
rem in Frankreich, der 
Schweiz, in Tschechien und 
Belgien signalisieren, daß 
weite Teile der deutschen Be-
völkerung sich auch von deren 
unsicheren Atommeilern, die 
zum Teil nur wenige Kilome-
ter von der deutschen Grenze 
entfernt stehen, bedroht füh-
len, meint dazu der energie-

politische Sprecher der Bun-
destagsfraktion Bündnis 
90/Die Grünen, Hans-Josef 
Fell. Gleichzeitig würde 
Deutschland die Atomstrom-
produzenten in den Nachbar-
ländern dann nicht auch noch 
ökonomisch unterstützen.

Antiatom-Aktivitäten sind 
für Österreichs Finanz-
ministerium keine Um-
weltschutzmaßnahmen
Seit dem 1. Januar 2012 ist es 
in Österreich zwar möglich, 
Spenden an Umweltschutzor-
ganisationen wie in Deutsch-
land steuerlich abzusetzen, das 
gilt jedoch nicht für Antiatom-
Aktivitäten. Das berichtete 
jetzt die seit Jahren aktive 
österreichische Antiatom-Or-
ganisation . „atomstopp_atom-
kraftfrei leben!“. Auf ihren 
Antrag auf Anerkennung als 
spendenbegünstigte Umwelt-
schutzorganisation erhielt die 
Organisation die Antwort, der 
Ausstieg aus der Nutzung der 
Atomenergie sei keine Maß-
nahme des Umweltschutzes 
und die Erzeugung von Atom-
strom stelle keine unmittel-
bare Bedrohung der natürli-
chen Lebensgrundlagen von 
Lebewesen dar. Darüber hin-
aus stellte die oberste Finanz-
abteilung die Gemeinnützig-
keit des Vereins mit der Be-
gründung in Frage, daß davon 
auszugehen sei, daß „ein nicht 
unbeachtlicher Teil der Allge-
meinheit dem Förderziel 
gegenüber negativ eingestellt 
ist“.
Laut Auskunft der Abteilung 
Steuerbegünstigungen stellt 
diese Einschätzung die Mei-
nung des österreichischen Fi-
nanzministeriums dar. Origi-
nalton des österreichischen 
Finanzamtes 1/23 Bundes-
weite Abteilung Steuerbegün-
stigungen vom 13. April 2012:

„Der Verein erfüllt derzeit die 
Voraussetzungen für die Er-
teilung einer Spendenbegün-
stigung nicht.
Zum ersten ist der Vereins-
zweck nicht als gemeinnützi-
ger Zweck einzustufen, da da-
von auszugehen ist, daß ein 
nicht unbeachtlicher Teil der 

Allgemeinheit dem Förderziel 
gegenüber negativ eingestellt 
ist. In Zeiten immer knapper 
werdender Ressourcen steht 
die Nutzung der Atomkraft 
durchaus wieder im Raum.
Zum zweiten stellt die Erzeu-
gung von Atomstrom an sich 
keine unmittelbare Bedrohung 
der natürlichen Lebensgrund-
lagen von Lebewesen dar. Bei 
optimalen Sicherheitsmaß-
nahmen - auch hinsichtlich 
der Lagerung des radioakti-
ven Abfalls - liegt durch die 
Nutzung von Atomkraft keine 
Umweltschädigung vor. Der 
Ausstieg aus der Nutzung der 
Atomenergie ist daher für sich 
keine Maßnahme des Umwelt-
schutzes.“
„Das ist aus unserer Sicht 
völlig inakzeptabel!", so 
Roland Egger, Obmann von 
atomstopp_atomkraftfrei le-
ben! Das Finanzministerium 
verhöhne hunderttausende en-
gagierte Österreicher und 
Österreicherinnen. Bundes-
kanzler Faymann müsse ein 
Machtwort sprechen, der Ruf 
des Antiatom-Engagements 
des Bundeskanzlers stehe auf 
dem Prüfstand.
Erklärungen des österreichischen 
Bundeskanzlers Werner Faymann 
vom 16. und 17. April 2012:
www.bka.gv.at/site/cob__47370/c
urrentpage__0/6597/default.aspx
www.bka.gv.at/site/cob__47390/
6597/default.aspx 

Kernfusionsforschung

EU-Parlament 
genehmigte
weitere 650 Mil-
lionen Euro für 
das Milliarden-
grab ITER
Das Europäische Parlament 
hat am 20. April 2012 eine 
weitere Aufstockung der Mit-
tel für den Kernfusionsreaktor 
International Thermonuclear 
Experimental Reactor (ITER)
beschlossen. Allein im Jahr 
2012 sollen 650 Millionen 
Euro in das Großprojekt flie-

ßen. Die Abstimmung besie-
gelte ein bereits im Dezember
2011 zwischen Rat und Par-
lament ausgehandeltes Über-
einkommen. Die Grünen 
stimmten gegen die Aufstok-
kung. Nicht nur handele es 
sich bei ITER um eine ato-
mare Risikotechnologie, es sei
darüber hinaus mehr als un-
gewiß, ob der Reaktor die in 
ihn gesetzten Hoffnungen je 
wird erfüllen können.
Helga Trüpel, Haushaltspoliti-
sche Sprecherin der Grünen/
EFA erklärte unter anderem:
„Wir halten die zusätzlichen 
650 Millionen Euro für eine 
dramatische Fehlinvestition in 
eine atomare Risikotechnolo-
gie, die im Fusionsprozeß ra-
dioaktives Tritium verwendet 
und die wir daher grundsätz-
lich ablehnen. Auch im besten 
Fall kann die Kernfusions-
energie erst weit nach dem 
Jahr 2050 einen Beitrag zur 
Energieversorgung leisten. 
Für die dringend erforderliche 
Energiewende ist der Reaktor 
folglich bedeutungslos. Es ist 
dramatisch, daß die Ausgaben 
für den ITER auf Kosten 
wichtiger Investitionen in 
grüne Energieträger und zu-
kunftsorientierte Forschungs-
felder gehen. Statt weiter Geld 
in das Milliardengrab ITER zu 
pumpen, sollten wir endlich 
die nötigen Investitionen in 
eine neue nachhaltige Wett-
bewerbsfähigkeit für Europa 
leisten.“
Die Forschung und der Bau 
des ITER-Reaktors sollten ur-
sprünglich 5 Milliarden Euro 
kosten. Inzwischen haben sich 
die Kosten für die ITER-For-
schung nach offiziellen Anga-
ben der EU-Kommission be-
reits auf mehr als 16 Milliar-
den Euro erhöht. Umweltver-
bände wie die NaturFreunde 
Deutschlands fordern zudem
die Auflösung der Atom-För-
dergemeinschaft EURATOM, 
aus der ein großer Teil der 
Mittel für die ITER-For-
schung stammen, und deren 
Umbau in eine europäische 
Agentur für erneuerbare Ener-
gien.
www.euratom-nein-danke.de 
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